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Wohin führt die Wirtschaftspolitik des DGB?
Der Einfluß, den die Massenorganisation des DGB. auf die staatliche Wirt- 

schafispolitik geltend machen kann, hat uns veranlaßt, Wirtschafispolitiker ver- 
schiedener Richtungen über ihre Meinung zu den programmatischen Ausführungen 
des neuen Vorsitzenden des DGB, Christian Fette, zu befragen.

Ein CDU-Parlamentarier schreibt uns;

Wandel vom Revolutionären zum Evolutionären

Die Zukunft Deutschlands wird 
weitgehend von der Haltung 

der Gewerkschaften mitbestimmt 
werden. Aus diesem Grunde ver­
dienen die wirtschaftspolitischen 
Aspekte, die sich aus den Aus­
führungen des neuen Vorsitzenden 
des Deutschen Gewerkschaftsbun­
des, Christian Fette, anläßlich des 
außerordentlichen Kongresses des 
DGB. ergeben, besondere Beach­
tung. Vorherrschend ist der Ein­
druck, daß dieser Bewegung die 
klarste Zielsetzung, die entschlos­
senste W illensbildung und wohl 
auch noch der größte Idealismus 
aller großenKräftegruppenDeutsch- 
lands innewohnt. Außerdem ließen 
der Ton der Kundgebung und die 
Grenzen, die gezogen wurden, er­
kennen, daß ein W andel der Ge­
werkschaften von einer revolutio­
nären zu einer evolutionären Be­
wegung im Gange ist, und hier 
starke Energien zur Entfaltung im 
Staate drängen. Die vornehmste 
innenpolitische Aufgabe der Zu­
kunft w ird es daher sein, diese 
Organisation in  das Staatsleben 
einzuordnen und ihre Kräfte für 
die Allgemeinheit fruchtbar zu 
machen. Die Durchführung der pro­
klam ierten parteipolitischen Unab­
hängigkeit der Gewerkschaften 
würde dies fördern und ihren 
staatsrechtlichen Einbau erleichtern.

Bekenntnis zur Demokratie 
Die Ziele des Gewerkschafts­

bundes w urden von dem Vorsitzen­
den klar herausgestellt: Betrieb­
liche Mitbestimmung und Schaffung 
von paritätisch besetzten W irt­
schaftskammern als W eg des 
Arbeitnehmers zum gleichberechtig­
ten W irtschaftsbürger (Mitbestim­
mung stellt in der Interpretation 
des Vorsitzenden „vollendete Tarif­
gemeinschaft" dar), Neuordnung 
der W irtschaft und schließlich Auf­
rechterhaltung des Lebensstandards

des Arbeitnehmers durch Lohn­
erhöhungen bei Teuerungen, ganz 
gleich, welche Ursache diese haben 
mögen. Ein klares Bekenntnis zur 
demokratischen Verfassung, d. h. 
die Respektierung der Gesetze, die 
ein frei gewähltes Parlam ent er­
lassen hat, setzt der Durchführung 
dieser Ziele Grenzen. Außerdem 
bezog der Vorsitzende eine erfreu­
lich klare Stellung gegenüber 
allem Radikalismus von rechts und 
links und allen D iktaturbestrebun­
gen und zeigte schließlich in seiner 
Stellungnahme zum Schuman-Plan 
und zur Remilitarisierung die Er­
kenntnis der deutschen Situation 
und außenpolitischen Weitblick.

Klarheit über die Zielsetzung 
Entscheidend für die weitere Ent­

wicklung ist es aber, ob die w irt­
schaftspolitische Zielsetzung, die 
sich aus den Erklärungen der Ge­
werkschaftstagung und dem im 
März vorgelegten W irtschaftspro­
gramm ergibt, den augenblicklichen 
Notwendigkeiten in Deutschland 
gerecht wird. H ier besteht auch im 
Sinne der Gewerkschaftsidee die 
große Gefahr, daß eine solche 
Machtzusammenballung, wie sie die 
Gewerkschaften erstreben und dar­
stellen, mit einer wirklichen Demo­
kratie unvereinbar ist und zu einer 
W irtschaftsdiktatur führen muß. 
Kein vernünftiger Mensch wird 
heute den Arbeitnehmern die Stel­
lung eines gleichberechtigten W irt­
schaftsbürgers und eine M itbestim­
mung im Sinne Fettes streitig 
machen wollen. Aber auch hier 
droht die Gefahr, daß die große 
Macht dieser M assenorganisation 
zum Mißbrauch, zur Funktionärs­
wirtschaft führt. Die Dinge an sich 
liegen im Zuge der Entwicklung, 
der man sich bestimmt nicht w ider­
setzen soll. Die A rt ihrer Hand­
habung aber muß oberste Sorge 
der Gewerkschaftsführung werden.

Es ist heute bestimmt nicht an 
der Zeit, sich an ein Dogma zu 
klammern und ein W irtschafts­
system an sich zu verteidigen, son­
dern es gilt jeweils im Zuge der 
Entwicklung das Notwendigste zu 
tun. Man muß sich aber dabei doch 
klar sein, welche letzte Zielsetzung 
besteht. Diese kann immer nur 
wirtschaftlich, und heute dem Osten 
gegenüber auch politisch gesehen, 
die Erhöhung des allgemeinen 
Lebensstandards sein. Dieses ist in 
der augenblicklichen W eltsituation, 
der Aufrüstung und Rohstoffknapp­
heit aber nur in  w eitgehendster 
A rbeitsteilung und W ettbew erb zu 
verwirklichen. Europa, und vor 
allem Deutschland, kann es sich 
nicht leisten, auf die p rivatw irt­
schaftliche Initiative, den kosten­
senkenden W ettbew erb und daraus 
resultierend auf einen möglichst 
funktionierenden Preismechanis­
mus zu verzichten. Es ist aber nicht 
zu sehen, wie dies Ziel mit den 
M itteln des Gewerkschaftsplanes 
erreicht w erden soll. W enn sich im 
Zuge der Neuordnung der W irt­
schaft die Forderungen dieses Pro­
gramms durchsetzten, so würden 
alle die Erscheinungen, die Unter­
investitionen und Preisverzerrun­
gen, die wir heute auf den nicht­
marktwirtschaftlich orientierten 
Wirtschaftszweigen bekämpfen, er­
w eitert und verewigt. Eine V er­
wirklichung des DGB.-Planes würde 
uns alle schon zur Genüge be­
kannten M ittel einer Zwangswirt­
schaft, w ie Verbote, Zwang, Priori­
täten, Preiskommissaren, Uber- 
wachungsstellen usw. w iederbrin­
gen, die nach allen Erfahrungen die 
Produktion lähmen, unsere Außen­
handelsrelationen verschlechtern 
und uns vom W eltm arkt isolieren 
würden.

Lohnforderungen - 
und tpirtschaflUche Lage 

Um die Tragweite der Lohn­
forderungen zu erkennen, muß zu­
nächst eine ganz kurze Darstellung 
der wirtschaftlichen Situation der 
Bundesrepublik gegeben werden. 
Deutschland hat einen großen In­
vestitionsbedarf, der befriedigt
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werden muß, um die Grundlage für 
unsere Arbeit zu schaffen. Außer­
dem einen großen Exportbedarf, 
um die notwendige Einfuhr finan­
zieren zu können. N ur der dann 
verbleibende Rest des Sozialpro­
duktes kann nach Deckung des 
Bundeshaushaltes verbraucht w er­
den. Durch Aufrüstung sind Preis­
erhöhungen auf dem W eltm arkt 
entstanden, deren W irkung sich 
W estdeutschland nicht ganz ent­
ziehen konnte. Vor allem wirken 
sie sich in einer Verschlechterung 
des Austauschverhältnisses von 
Einfuhr (Rohstoffen) zur Ausfuhr 
(Industriestoffen) aus, die unsere 
Zahlungsbilanz gefährdet und uns 
kurz gesagt, ärmer macht. Dies 
sind Tatsachen, die wie in vielen 
anderen Ländern von unserer ge­
samten Volkswirtschaft getragen 
werden müssen. Lohnerhöhungen 
müssen heute zwangsläufig in die 
Preise eingehen, da die Spannen 
schon die rohstoffbedingten Preis­
erhöhungen soweit w ie irgend 
möglich aufgefangen haben. Sie 
sind also heute für die Empfänger 
relativ  wirkungslos, da sie den 
Reallohn nicht erhöhen. Außerdem 
w irken sie unsozial, weil sie w irt­
schaftlich Schwächere, und zwar die 
breite Masse der Bezieher von

festem Einkommen benachteiligen, 
letztlich beschwören sie die Gefahr 
der Arbeitslosigkeit und der Infla­
tion herauf.

Die augenblicklidie Lage zeigt 
somit, wie Lohnforderungen, die 
ohne Rücksicht auf die Ursache der 
Teuerung und die volkswirtschaft­
liche Situation gestellt werden, zu 
einer Schädigung der Allgemein­
heit führen können. W enn die Ge­
werkschaftsführer mit der M itbe­
stimmung nun auch die M itverant­
wortung übernehmen, sollten sie 
alle diese Überlegungen nicht außer 
acht lassen.

„Nach meiner Auffassung hat 
weder der einzelne Mensch noch 
eine Gruppe von Menschen das 
Recht, eine M onopolstellung aus­
zunutzen, um für sich Verhältnisse 
zu schaffen, die im Rahmen der 
gesamten Volkswirtschaft einfach 
nicht zu vertreten  sind." Dieser 
Satz des Vorsitzenden des Gewerk­
schaftsbundes stellt, wenn auch 
nicht dafür gemünzt, die allerbeste 
Kritik an der Lohnpolitik der Ge­
werkschaften dar. Denn wir sitzen 
alle in einem Boot, und dieses Boot 
wird kentern, wenn w ir uns nicht 
alle darauf besinnen, „daß wir ein 
Volk sind und nicht ein  Haufen 
von Interessenten". (Id)

Ein sozialistischer Wirtschaftspolitiker schreibt:

Werden die Konsequenzen des Kurses voll erkannt?
weniger interessant als die Frage, 
ob der neue Vorsitzende die Pro-

W e n n  auch in einer dem okrati­
schen Organisation, wie sie der 
Deutsche Gewerkschaftsbund dar­
stellt, der erste Vorsitzende kein 
allmächtiger Mann ist, so hat er 
dodi die Möglichkeit, auf Form und 
Richtung der Gewerkschaftspolitik 
bestimmenden Einfluß zu gewinnen. 
Daraus erklärt sich die allgemeine 
Aufmerksamkeit, die die erste Rede 
des neugewählten ersten V or­
sitzenden Christian Fette in der 
Öffentlichkeit gefunden hat.

Diese Rede, die der DGB.-Vor- 
sitzende als Schlußansprache auf 
dem außerordentlichen Bundeskon­
greß am 23. Juni in Essen gehalten 
hat, ist programmatischer Natur. 
Obwohl sie in  ihren Ausführungen 
knapp und in einigen Punkten nicht 
ganz klar ist, läßt sie deutlich er­
kennen, daß Fette den Kurs seines 
Vorgängers einzuhalten gedenkt. 
Diese Selbstverständlichkeit ist

bleme, die dieser Kurs enthält, voll 
überschaut.

Mitbestimmung
Von den Ausführungen über das 

Mitbestimmungsrecht verdient fol­
gender Satz hervorgehoben zu 
werden. „Mitbestimmung, wie ich 
sie auffasse", sagte Christian Fette, 
„ist vollendete Tarifgemeinschaft, 
d. h. daß es zwischen zwei gleich­
berechtigten Partnern kein Geheim­
nis des einen vor dem anderen 
gibt.“

W enn in den letzten Jahren die 
Forderung nach persönlicher Frei­
heit in  der W irtschaft so überlaut 
ertönte, so verstanden die meisten 
darunter nichts anderes als das 
Recht, sich auf Kosten ihrer Mit­
menschen so rasch wie möglich be­
reichern zu können und sich bei 
dieser Tätigkeit nicht in die Karten

gucken lassen zu müssen. Jede 
direkte W irtschaftslenkung wird 
ebenso wiei das Mitbestimmungs­
recht der Arbeitnehmerschaft von 
Untem ehm erseite nicht zuletzt des­
halb abgelehnt, weil man befürch­
tet, daß in  beiden Fällen sich die 
öffentliche Kontrolle der Privat­
wirtschaft erhöhen müsse. Jeder, 
der mehr will als seinen ganz per­
sönlichen Vorteil, sollte sich aber 
k lar darüber werden, daß der 
Kampf aller gegen alle sich nur 
beseitigen und ein echter Gemein­
schaftsgedanke sich nur verw irk­
lichen läßt, wenn die Öffentlichkeit 
wirklich davon unterrichtet ist, was 
in der W irtschaft geschieht, d. h. 
wenn man weiß, wie es mit der 
Rentabilität der einzelnen Produk­
tionszweige und Betriebe aussieht, 
wie es dort mit Rationalisierungs­
möglichkeiten beschaffen ist, wo 
und wie investiert wird und vor 
allem w ie es um die Einkommens­
verteilung bestellt ist.

Der Staat als dritter Partner
Es mag sein, daß die Verwirk­

lichung der innerbetrieblichen M it­
bestimmung auch die Publizität 
jener privatwirtschaftlichen Vor­
gänge erhöht. Es kann aber auch 
sein, daß sie nur zu neuen Formen 
von Interessenkämpfen und Ge­
heimniskrämerei führt, wenn sich 
nämlich Unternehmer und Arbeit­
nehm er in den einzelnen Produk­
tionszweigen auf Kosten der Kon­
sumenten einigen. Aus der Rede 
des neuen Bundesvorsitzenden geht 
hervor, daß er diese Gefahr der 
Gruppenanarchie sieht. Nicht deut­
lich w ird jedoch, ob er den W eg 
klar erkennt, auf dem allein dieser 
Gefahr wirkungsvoll begegnet w er­
den kann. Dieser W eg führt erstens 
über eine Einbeziehung des Staates 
als dritten Partner in  die soziale 
Partnerschaft von Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern, und er führt zwei­
tens über eine Stärkung der Ent­
scheidungsbefugnis des Gewerk­
schaftsbundes gegenüber den an­
geschlossenen Gewerkschaften.

Christian Fette möchte den Staat 
möglichst draußen halten, scheint 
aber zu übersehen, daß zwei Fälle 
häufig genug eintreten werden, die 
einen dritten Partner notwendig 
machen: Einmal wird sich nicht 
immer ein Kompromiß zwischen den 
beiden Interessenten finden lassen,
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zum anderen braucht ein solcher 
Kompromiß nicht immer eine Be- 
rüdcsiditigung des Gesamtinter­
esses einzuschließen. In beiden 
Fällen wird sidi der Staat früher 
oder später einschalten müssen. Es 
wäre gut, wenn das nidit von 
außen und hinterher geschähe, son­
dern wenn die V ertreter der staat­
lichen Organisation Gelegenheit 
fänden, ihren Standpunkt bei den 
Verhandlungen der Sozialpartner 
selbst zu entwickeln.

Autonomie der Gewerkschaflen
In seinem Bekenntnis zur Auto­

nomie der einzelnen Gewerkschaf­
ten betont Fette zwar die Koordi­
nationsaufgabe des DGB. Es bleibt

aber offen, ob er sich dessen be­
wußt ist, daß es Situationen geben 
kann (und übrigens in den letzten 
Jahren des öfteren gegeben hat), 
wo es z. B. bei Lohnstreitigkeiten 
besser wäre, diese Autonomie be­
stünde nidit. Schließlidi sollte nicht 
die Macht der einzelnen Gewerk­
schaft darüber entscheiden, ob 
Lohnerhöhungen durdigesetzt w er­
den, sondern allein die volksw irt­
schaftliche Situation. Sollen aber 
einseitige Begünstigungen einzel­
ner Arbeitnehmergruppen verm ie­
den werden, so muß der Gewerk- 
sciiaftsbund und nicht die einzelnen 
Gewerkschaften über Fragen der 
Lohnpolitik die letzte Entscheidung 
haben. (P. P.)

Ein Sprecher der Industrie schreibt:

Im Bewußtsein der Madit
„ W  ir alle wollen in dieser Stunde 
erkennen, daß es nur zwei Dinge 
gibt, die den Unternehmern den 
notwendigen Respekt abnötigen; 
es ist einmal eine möglichst hun­
dertprozentige Organisation und 
auf der anderen Seite eine gut ge­
füllte Kasse", sagte Christian Fette 
gegen Ende seiner den außer­
ordentlichen Kongreß des DGB. ab­
schließenden Programmrede. Auch 
ohne daß Fette das W ort „abnöti­
gen" ausgesprochen hätte, w äre 
diese M ethode als die beabsich­
tigte Behandlungsweise der nicht­
gewerkschaftlichen Kräfte in  Staat, 
W irtschaft und Gesellschaft jeder- 
man auf Schritt und Tritt in den 
Reden des Kongresses begegnet. 
„Unsere Aufgabe wird es sein müs­
sen, einen s t e t e n  D r u c k  a u f  
d e n  S t a a t  auszuüben", hieß es 
z. B. im Zusammenhang mit dem 
Problem der A ltersversorgung.

Das L o b  d e s  M o n o p o l s ,  
wenn man es auf seiner Seite hat, 
ist charakteristisch, aber das Lob 
ist taktisch und relativ; denn hin­
sichtlich der in der Gesamtrichtung 
stark  aggressiven Lohnpolitik wird 
das Vorgehen m it Lohnkämpfen als 
ausschließliche Sache der einzel­
nen Gewerkschaften erklärt. Man 
sieht es, die Monopoltheorie mit 
dem Teilstück von der M arktspal­
tung ist in geschickten und ihrer 
M acht sehr sicheren Händen. 
Allerdings erfährt man auch, daß 
sich Fette historischer Beispiele

vom M achtmißbrauch bewußt ist.
Der S t a a t  soll da passiv blei­

ben, wo die Gewerkschaften im 
Angriff sind; zu der Lohnfrage 
heißt es beispielsweise: „W ir
wünschen nicht einmal die Ein­
mischung staatlicher Stellen!" Wo 
aber die Gewerkschaften die Aus­
wirkungen ihrer Lohnpolitik er­
leben müssen, in der Preissphäre, 
da wird der Staat zur A ktivität 
aufgerufen, zur „Preislenkungs­
politik" und zur „zentralen Preis­
überwachung". Ist der Lohn etwa 
kein Preis? Auf zu früh gezogenen 
Konsequenzen einer ungesicherten 
Statistik basiert die w irtschafts­
politische Grundauffassung, auf 
einer Heroisierung der Planungs­
und Bewirtschaftungs - Bürokratie 
die Vorstellung vom richtigen 
Handeln. Ein m erkwürdiges Aus­
weichen vor den Realitäten, die 
sowohl von der W irtschaftskunde

als auch von der W irtschaftstheorie 
in relativ  k lare W orte und Sinn­
zusammenhänge gefaßt sind, geht 
durch das ganze Programm.

Dunkel ist die Vorstellung von 
der „gelenkten Unternehm erwirt­
schaft" — Unternehm erwirtschaft 
bei m ehr als einem dreißigprozen­
tigen Anteil des Fiskus am V olks­
einkommen, bei riesigen Sektoren 
kommunalisierter, halb- und voll­
sozialisierter W irtschaft, bei ent­
rechteten A ktionären muß doch 
wohl ein Irrtum sein. Oder soll 
gem eint gewesen sein, daß diese 
u n t e r n e h m e r i s c h e n  Sek­
toren den u n t e r n e h m e ­
r i s c h e n  Restbestand der W irt­
schaft lenken? W enn es so ge­
m eint sein sollte, dann w äre es 
beinahe richtig.

Und doch lassen einige Töne in 
der Rede aufatmen, etwa die Defi­
nition der Mitbestimmung als einer 
„vollendeten Tarif gemeinschaft", 
in der es „zwischen gleichberech­
tigten Partnern kein Geheimnis 
des einen vor dem anderen gibt", 
und dann vor allem das Zitat aus 
den Ratschlägen des großen eng­
lischen Liberalen W illiam Beve­
ridge: „Ein Staat, der es unterläßt, 
aus Angst vor Anleihen die zwin­
genden sozialen Probleme für seine 
Kinder und alten Leute zu lösen, 
hat seine Aufgabe nicht erfaßt." 
Es w äre ein Trost, am Vorabend 
großer innerpolitischer Ausein­
andersetzungen sicher zu wissen, 
daß die Gewerkschaften bereit 
sind, zuerst produktivistisch zu 
denken und in die Front derer ein* 
zuschwenken, die sich dagegen 
wehren, daß produktive Kräfte um 
notenbankmonopolistischer H err­
schaftsvorstellungen willen zum 
Brachliegen verurteilt sind. (Hn)

Ein unabhängiger Sozialpolitiker schreibt:

„Offene Möglichkeiten
W  enn man den Einfluß begriffen 
hat, den eine Persönlichkeit wie
Hans Böckler auf die Gestaltung 
der gewerkschaftlichen W irtschafts­
und Sozialpolitik ausgeübt hat, so 
wird man verstehen, daß die wirt- 
sdiaftlicfae und politische Öffent­
lichkeit den programmatischen Er­
klärungen seines Nachfolgers ein 
ganz besonderes Gewicht beige­
messen hat.

Zweifellos w ar Fettes Ansprache 
sehr mutig, und sie läßt Möglich­
keiten  offen, die wir bereits v e r­
schüttet glaubten. In erster Linie 
zeugt sie von einer starken parte i­
politischen Selbständigkeit. Es w äre 
aber gefährlich, wenn man — wie 
es in den verschiedenen Kommen­
taren geschehen ist — aus dieser 
parteipolitischen Selbständigkeit 
eine Kampfansage an die Partei­
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führung der SPD. herauslesen 
wollte. Das dürfte bestimmt nidit 
in der Absidit Fettes gelegen 
haben. Seine Äußerungen über den 
Sdiumanplan und die Remilitari­
sierung, die für diese Deutung 
herangezogen werden, sdieinen 
wohl eher die positive Ergänzung 
zu den negativen Formulierungen 
des SPD.-Vorsitzenden zu sein. 
V ielleidit liegt die Bedeutung 
dieser Formulierungen weniger in 
der Kontroverse als darin, daß sie 
geeignet sein können, den in  das 
gewerksdiaftlidie Denken sidi leidit 
einsdileidienden Parteidogmatis­
mus aufzulodcern und den Mut zu 
eigenem N adidenken anzuregen.

Viel w iditiger und viel zu wenig 
beaditet sdieinen mir die Äuße­
rungen des neuen Vorsitzenden des 
DGB. über die Frage des Mitbestim- 
mungsredites. Mit dem „unabding­
baren" Kampf um das Mitbestim- 
mungsredit hatten  sidi die Gewerk- 
sdiaften auf eine Barrikade gestellt, 
von der aus der W eg in  sdiw erste 
soziale A useinandersetzungen zu 
führen drohte. Die Definition Fettes 
kann eine Basis gesdiaffen haben, 
von der aus eine Durdiführung er-

möglidit wird, ohne daß von beiden 
Seiten ein Prestigeverlust befürdi- 
te t zu werden braudit.

Trotz dieses Optimismus darf 
man nidit übersehen, daß die Aus­
führungen Fettes alles andere als 
kompromißlerisdi waren. Und hier 
zeigt sidi eine gewisse Enge und 
eine gewisse vielleidit notwendige 
Begrenzung des gewerksdiaftlidien 
Denkens. Man hat das Gefühl, daß 
trotz aller w irtsdiaftspolitisdien 
W eitsidit bei der Anwendung des 
Begriffs von der sozialen Partner- 
sdiaft dodi wohl viel mehr an den 
sozialen Gegenspieler gedadit wird. 
— G e d a c h t  wird! — Aber viel­
leidit soll man hier fragen, ob das 
bei der anderen Sozialpartei nidit 
häufig audi der Fall ist. Insofern 
wird die Gewerksdiaftspolitik In­
teressenpolitik bleiben. Und das 
zeigt sidi nur zu deutlidi darin, 
wenn der Lohnkampf als alleiniges 
M ittel genannt wird, um gegen die 
W irtsdiaftspolitik der Regierung 
erfolgreidi Vorgehen zu können. 
Die Ausführungen Fettes zeigen 
leider — so vielversprediend sie 
audi in mandierlei H insidit ge­
deutet werden können — keine

Konzeption einer neuen W irt- 
sdiaftsordnung, wie sie einer wirk- 
lidien Sozialpartnersdiaft entspre­
dien könnte. Aber das soll nidit 
heißen, daß sidi nidit dodi einmal 
von dieser Seite aus eine soldie 
neue W irtsdiaftsordnung abzeidi- 
nen könnte, die frei von der Bin­
dung an parteipolitisdie und wirt- 
sdiaftstheoretisdie Dogmen ist. Der 
freie Unternehmer sieht in einer 
ungebundenen W ettbewerbswirt- 
sdiaft heute ebenso wenig das Heil 
w ie der Arbeitnehmer in einer 
vollsozialisierten Gesellsdiaftsord- 
nung. Immer mehr zeidinet sidi im 
modernen Industriestaat ab, daß die 
Planwirtsdiaft keine A lternative 
zur M arktw irtsdiaft darstellt.

V ielleidit ist es im Sinne einer 
W irtsdiaftsdem okratie nidit einmal 
empfehlenswert, wenn die Gewerk- 
sdiaftsbewegung sidi allzu sehr 
aus der Sphäre der Interessenver­
tretung freimadien würde. Bei der 
großen staatspolitisdien Madit, die 
sie darstellt, muß sie sidi jedodi 
dieser Grenze bewußt sein und 
neben ihrer Interessenpolitik eine 
lebendige Vorstellung vom Gesamt­
interesse haben. (h)

Dr. Hans Köhler, Hamburg:

ü b e r  Freiheit oder Unfreiheit in der Wirtschaft

Die Spannung in unserem W arenaustausch mit dem 
Ausland, die sich hinter der internationalen 

Zahlungskrise abzeidinet, hat in w eiten Kreisen der 
Unternehmer die Erkenntnis reifen lassen, daß die 
Renaissance des Liberalismus, die w ir durdi die so­
genannte Liberalisierung seit der W ährungsreform er­
leben, ausklingen muß: nidit deshalb, weil es v ie l­
leidit zweckmäßig sein kann, dieses System durdi ein 
anderes zu ersetzen, das einen nodi besseren Nutz­
effekt verspridit, sondern weil die unerbittlidien Aus­
wirkungen aus dieser Krise uns geradezu die Einsicht 
aufdrängen, daß das Verfahren eines zu unbekümmer­
ten W arenverkehrs der Liberalisierung nidit mehr 
beibehalten werden kann. W ir wollen nicht verkennen, 
daß die Liberalisierung das Redit der Persönlidikeit 
auf Freiheit w ieder eindrudtsvoll bejahte und so die 
deutsdie W irtsdiaft aus ihrer Verkrampfung der durch 
den Krieg herbeigeführten Zwangswirtsdiaft befreite. 
Aber wir müssen uns heute dodi em stlid i fragen, ob 
es riditig war, daß wir so handelten, wie wir es taten: 
daß wir die Freiheit zu sehr auspendeln ließen, um 
ein Extrem durdi ein anderes abzulösen.
Dieses audi für die W irtsdiaft so zentrale Problem 
der Freiheit können w ir nicht dadurdi erkennen, daß 
wir wie viele andere hinter dem W ort den Begriff

suchen, sondern wir müssen uns bemühen, das Pro­
blem abzugrenzen, um das es gegenwärtig hier geht. 
Der Begriff der Freiheit leitet sich aus der übergeord­
neten Erkenntnis des Grundsatzes der Individuation 
ab: daraus, daß alles Leben durch unsere Vorstellung 
in Raum und Zeit aufgeteilt, sidi uns im Bereich des 
Anthropologisdien als das W irken der einzelnen 
M ensdien äußert, die in der kurzen Zeit eines eigenen 
Bewußtseins aus ihren Impulsen nadi Erfüllung im 
Leben streben. Es ist der Grundsatz, den die Philo­
sophen sdion seit den Sdiolastikern principium indivi- 
duationis nennen.
Die Einsidit in diesen Grundsatz führt aber zu der 
Erkenntnis, daß die großen Aufgaben, die das Leben 
uns v ielleidit aus dem Gedanken einer immerwähren­
den Sdiöpfung stellt, zuletzt mit den Impulsen 
des Idibewußtseins der Einzelnen gelöst werden 
müssen und daß Freiheit nidits anderes bedeutet, als 
ihnen audi die M öglidikeit zu geben, sich aus dem 
Gefühl des eigenen Idi zu betätigen.

Unfreiheit als Problem des Ausgleichs 
W ir wissen aber auch von den Philosophen, daß diese 
A rt der Freiheit für das Leben als Ausdruck eines 
W illens zur Sdiöpfung immer eine große Gefahr ist.
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